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	An das

Abgeordnetenhaus von Berlin

über

Senatskanzlei - G Sen -


Vorlage 

- zur Kenntnisnahme -

gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin

über die Verordnung über die angemessene Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals der Berliner Wasserbetriebe (BWB) für das Jahr 2005

-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat:

Verordnung
über die angemessene Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals der Berliner Wasserbetriebe (BWB) für das Jahr 2005

Vom

14.12.2004

Aufgrund des § 5 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe vom 17. Mai 1999 (GVBl. S. 183) zuletzt geändert Gesetzes durch Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 2003 (GVBl. S. 591) wird verordnet:

§ 1

Zinssatz

Das betriebsnotwendige Kapital der Berliner Wasserbetriebe (BWB) ist, soweit es verzinsbar ist, für das Jahr 2005 mit 6,5 vom Hundert zu verzinsen.

§ 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

A)
Begründung:
a) Allgemeines

Mit der Novellierung des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe  vom 17. Mai 1999, zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 11.Dezember 2003 (GVBl. S. 591), wurde im § 3 Abs. 4 festgeschrieben, dass die angemessene kalkulatorische Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals mindestens der durchschnittlichen Rendite zehnjähriger deutscher Bundesanleihen in einem Zeitraum von 20 Jahren, die der jeweiligen Kalkulationsperiode vorausgehen, entspricht und der Zinssatz jährlich durch Rechtsverordnung des Senats festzulegen ist.

Die vorgelegte Verordnung setzt den Zinssatz für das Jahr 2005 fest.

b) Einzelbegründungen:


Zu § 1 - Zinssatz

Der Begriff der angemessenen Verzinsung orientiert sich am Gedanken, dass die Anstalt Kapital zu Gunsten der Gebührenzahlenden in ihrem Betriebsvermögen bindet. Dadurch wird sie gehindert, dieses Kapital anderweitig rentierlich anzulegen. Als Ausgleich hierfür wird es der Anstalt ermöglicht, für das angelegte betriebsnotwendige Kapital eine Verzinsung anzusetzen, die von den Gebührenzahlenden aufzubringen ist. 

Die jährliche Festsetzung des Zinssatzes durch Rechtsverordnung des Senats erfolgt in einem ersten Schritt gemäß § 3 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe unter Ermittlung eines Mindestzinssatzes für die kalkulatorische Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals. Die Mindestverzinsung entspricht der durchschnittlichen Rendite zehnjähriger deutscher Bundesanleihen in einem Zeitraum von 20 Jahren, die der jeweiligen Kalkulationsperiode vorausgehen. Die durchschnittliche Rendite solcher Anleihen beträgt 6,16 %. Damit liegt der Mindestzinssatz gemäß § 3 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe bei 6,16 %, gerundet 6,2 %. In einem zweiten Schritt wird dann der konkrete Zinssatz gemäß § 3 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe unter Zugrundelegung langfristiger, mindestens zehnjähriger Durchschnittsrenditen konservativer Anlage am Kapitalmarkt bestimmt. Der festzulegende Zinssatz liegt also mindestens in Höhe der Rendite zehnjähriger Bundesanleihen und höchstens bei einer durch eine konservative Anlageform langfristig erzielbaren Rendite. Der Begriff der konservativen Anlageform wird im Gesetz zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe nicht näher definiert. Aus der Gesetzesbegründung des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe ergibt sich jedoch, dass jedenfalls folgende Anlageformen als konservative Vermögensanlagen gelten: Langfristige inländische Wertpapiere, langfristige Anleihen, die gemäß § 54 des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) für den Deckungsstock und das sonstige gebundene Vermögen von Versicherungsunternehmen geeignet sind, Pfandbriefe, öffentliche Anleihen. 

Aus diesen verschiedenen Anlageformen können verschiedene Anlageportfolios erstellt werden, an Hand derer sich Vergleichsrenditen ermitteln lassen. Hinsichtlich der Mischung der Portfolios mit den verschiedenen zulässigen Anlageformen kann 
§ 54 VAG in Verbindung mit der Verordnung über die Anlage gebundenen 

Vermögens von Versicherungsunternehmen (Anlageverordnung – AnlV- ) vom 20. September 2001 zur Auslegung herangezogen werden. 

Gemäß § 54, Absatz 1  VAG ist auf eine „....möglichst große Sicherheit (der Anlage) und Rentabilität .... unter Wahrung angemessener Mischung und Streuung...“ zu achten. Im Ergebnis ist dafür Sorge zu tragen, dass die genannten Anlageformen in den Vergleichsportfolios angemessen gemischt sind. Zwei Vorgaben spielen hierbei eine besondere Rolle: Zum einen darf der Anteil bestimmter – risikoreicherer- Anlageformen nicht 35% des Portfolios überschreiten (§ 2 Absatz 3 Satz 1 der Anlageverordnung in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nrn. 9, 10, 12 und 13 der Anlageverordnung). Zum anderen soll, wie sich aus dem Rundschreiben 29/2002 der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen vom 12.12.2002 ergibt, keine Anlageform mehr als 50% des Anlagebestandes ausmachen. 

Gemessen hieran lassen sich mit einem Portfolio, welches zu je etwa einem Drittel aus Bundesanleihen, Anleihen von Unternehmen, welche nach Einstufung durch die Ratingagenturen Moody´s und Standard & Poor´s über eine mindestens durchschnittliche Bonität verfügen, sowie Aktien von Unternehmen, welche in den Aktienindices DAX oder Euro Stox 50 notiert sind, langfristige durchschnittliche Renditen zwischen 5,8% und 8,5 % per annum erzielen. 

Für die Kalkulationsperiode 2005 ist die Festsetzung eines über die Verzinsung von 6,5% hinausgehenden Zinssatzes nicht gerechtfertigt. Eine höhere Festsetzung würde zu einer übergebührlichen Belastung der gewerblichen und privaten Endverbraucherinnen und - verbraucher führen.

Bei den BSR liegt die Verzinsung seit Jahren bei 8 %. Eine tarifsteigernde Wirkung ist daher mit einer erneuten Festsetzung eines Zinssatzes von 8 % nicht verbunden. Bei den BWB lag 2004 die Verzinsung bei 6,2 %. Mit der Änderung des Konsortialvertrages wurde vertraglich vereinbart, dass mit dem Ziel einer Dämpfung der Tarifsteigerung 2005 nicht der gesetzlich zulässige Rahmen der Verzinsung ausgeschöpft wird, sondern dass die Verzinsung über mehrere Jahre schrittweise erhöht werden soll.

Die Gesamttarifsteigerung (Trinkwasser, Schmutzwasser, Niederschlagswasser) gegenüber 2004 beträgt damit zum 1.1.2005 5,4%. Eine Tarifsteigerung über dieses Maß hinaus wird durch die Festsetzung des Zinssatzes auf 6,5% vermieden.

Zu § 2 – Inkrafttreten
Die Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.


B) Rechtsgrundlage

§ 5 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe vom 17. Mai 1999 (GVBl. S. 183), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 2003 (GVBl. S. 591).

C) Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen

Hinsichtlich der Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschafts-unternehmen als Endverbraucherinnen und -verbraucher gelten die oben unter A., b) gemachten Ausführungen.


D) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:
Diese Verordnung konkretisiert die nach § 3 Abs. 4 des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe zu entrichtende jährliche 

Kapitalverzinsung der BWB und schafft die materielle Voraussetzung für die Bilanzgewinnausschüttung der BWB. 

Für das Land Berlin wird es aufgrund der Zinsfestsetzung nicht zu höheren Ausgaben für seine Wasserversorgung und Abwasserentsorgung kommen, da die Zinsfestsetzung zu keiner über die allgemeine Tarifsteigerung hinausgehenden Steigerung der Tarife führt.

Für den Haushaltsplan 2005 hat die Verordnung über die angemessene Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals der Berliner Wasserbetriebe (BWB) keine finanziellen Auswirkungen, da der Haushaltsansatz 2005 (Kapitel 1330, Titel 12126 - Gewinnablieferung der Anstalten des öffentlichen Rechts - , Ansatz 2004 = 

7.000.000 €, Ansatz 2005 = 10.000.000 €), auf der Tarifkalkulation von 2004 basiert. Die Gewinne der BWB werden immer erst im darauf folgenden Jahr nach Feststellung des Jahresabschlusses an den Landeshaushalt abgeführt.

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen:

Keine

E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg

Keine

Berlin, den 14.12.2004

Der Senat von Berlin


Klaus Wowereit

Harald Wolf
.................
...................

Reg. Bürgermeister
Senator für Wirtschaft,


Arbeit und Frauen


Anlage zur Vorlage an


das Abgeordnetenhaus

Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften:

§ 3 Abs. 4 sowie § 5 des Gesetzes zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe vom 17:Mai 1993, zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 2003 (GVBl. S. 591).

§ 3

(1) ...

(2) ...

(3) ...

(4) „Die angemessene kalkulatorische Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals entspricht mindestens der durchschnittlichen Rendite zehnjähriger deutscher Bundesanleihen in einem Zeitraum von 20 Jahren, die der jeweiligen Kalkulationsperiode vorausgehen. Der Zinssatz wird jährlich durch Rechtsverordnung des Senats unter Zugrundelegung der Durchschnittsrendite konservativer Vermögensanlagen in einem langfristigen, mindestens zehnjährigen, der Kalkulationsperiode vorausgehenden Zeitraum nach § 5 Nr. 2 festgelegt. Für die Kalkulationsperiode 2004 beträgt der Zinssatz mindestens 6 Prozent.“
„§ 5 Rechtsverordnungen

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die nähere Bestimmung der in § 3 Abs. 2 bis 4 genannten Kriterien,

2. den Zinssatz nach § 3 Abs. 4,

3. die nähere Ausgestaltung des in § 4 geregelten Genehmigungsverfahrens

festzulegen.“

§ 54 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen
(Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG) - nicht amtlicher Text - in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 05. Juli 2004 (BGBl. I S. 1427)

„§ 54 Anlagegrundsätze für das gebundene Vermögen; Anzeigepflichten

(1) Die Bestände des Sicherungsvermögens (§ 66) und das sonstige gebundene Vermögen gemäß Absatz 5 (gebundenes Vermögen) sind unter Berücksichtigung der Art der betriebenen Versicherungsgeschäfte sowie der Unternehmensstruktur so anzulegen, dass möglichst große Sicherheit und Rentabilität bei jederzeitiger Liquidität des Versicherungsunternehmens unter Wahrung angemessener Mischung und Streuung erreicht wird.

(2) Das gebundene Vermögen darf nur angelegt werden in Darlehensforderungen, Schuldverschreibungen und Genussrechten; Schuldbuchforderungen; Aktien; Beteiligungen; Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten; Anteilen an Organismen für gemeinschaftliche Anlagen in Wertpapieren und für andere Anlagen, die nach dem Grundsatz der Risikostreuung angelegt werden, wenn die Organismen einer wirksamen öffentlichen Aufsicht zum Schutz der Anteilinhaber unterliegen; laufenden Guthaben und Einlagen bei Kreditinstituten; laufenden Guthaben und Einlagen bei Kreditinstituten; in sonstigen Anlagen, soweit diese nach Artikel 21 oder Artikel 22 der Dritten Richtlinie Schadenversicherung oder Artikel 23 oder Artikel 24 der Richtlinie über Lebensversicherungen zulässig sind.  Darüber hinaus darf das gebundene Vermögen nur angelegt werden, soweit dies die Aufsichtsbehörde bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände im Einzelfall auf Antrag vorübergehend gestattet und die Belange der Versicherten dadurch nicht beeinträchtigt werden.

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Einzelheiten nach Maßgabe des Absatzes 1 und Absatzes 2 Satz 1 unter Beachtung der einschlägigen Grundsätze und Maßstäbe der Artikel 21 und Artikel 22 der Dritten Richtlinie Schadenversicherung oder Artikel 23 und Artikel 24 der Richtlinie über Lebensversicherungen insbesondere durch quantitative und qualitative Vorgaben zur Anlage des gebundenen Vermögens festzulegen.

(4) Der Aufsichtsbehörde sind unbeschadet der Vorschrift des § 54 d anzuzeigen

der Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten; der Erwerb von Beteiligungen, bei Beteiligungen in Aktien oder sonstigen Anteilen jedoch nur, wenn die Beteiligung 10 vom Hundert des Nennkapitals der fremden Gesellschaft übersteigt; dabei werden Beteiligungen mehrerer zu einem Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gehörender Versicherungsunternehmen und des herrschenden Unternehmens an einer Gesellschaft zusammengerechnet; Anlagen eines Versicherungsunternehmens bei einem im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes verbundenen Unternehmen sowie Anlagen einer Pensions- oder Sterbekasse bei Unternehmen, deren Arbeitnehmer bei der Kasse versichert sind; Anlagen in Anteilen an Sondervermögen, die von einer Kapitalanlagegesellschaft verwaltet werden, und in Anteilen, die von einer Investmentgesellschaft ausgegeben werden, sofern sie nicht durch die Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (ABl. EG Nr. L 375 S. 3) koordiniert worden sind. Die Anzeige ist bis zum Ende des auf den Erwerb oder die Anlage folgenden Monats vorzunehmen.

(5) Der Umfang des sonstigen gebundenen Vermögens muss mindestens der Summe aus den Bilanzwerten der versicherungstechnischen Rückstellungen und der aus Versicherungsverhältnissen entstandenen Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungsposten entsprechen, die nicht zum Mindestumfang des Sicherungsvermögens (§ 66 Abs. 1a) gehören. Bilanzwerte sind die Bruttobeträge für das gesamte Versicherungsgeschäft abzüglich der darauf entfallenden Teile für das in Rückdeckung gegebene Versicherungsgeschäft. Bei der Berechnung des Mindestumfangs des sonstigen gebundenen Vermögens können Beträge bis zur Höhe von 50 Prozent der um die Wertberichtigung geminderten, in den letzten drei Monaten fällig gewordenen Beitragsforderungen aus dem selbst abgeschlossenen Versicherungsgeschäft außer Ansatz bleiben. Verbindlichkeiten und Rückstellungen aus Rückversicherungsverhältnissen bleiben bei der Ermittlung des Mindestumfangs des sonstigen gebundenen Vermögens außer Betracht, soweit ihnen aus demselben Rückversicherungsverhältnis Forderungen gegenüberstehen.“

§ 2 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nr. 9, 10, 12 und 13 der Verordnung über die Anlage des gebundenen Vermögens von Versicherungsunternehmen (Anlageverordnung) - nicht amtlicher Text - vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3913),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2176)

§ 1 Anlageformen

„(1) Das gebundene Vermögen kann angelegt werden in “

1....


2....


3....


4....


5....


6....


7....


8....


„9. Forderungen aus nachrangigen Verbindlichkeiten gegen Unternehmen mit Sitz in einem Staat des EWR;



10. Genussrechten an Unternehmen mit Sitz in einem Staat des EWR;“



11....


„12. voll eingezahlten Aktien, die in einen organisierten Markt einbezogen oder an einer Börse in einem Staat außerhalb des EWR zum amtlichen Markt zugelassen oder dort in einen organisierten Markt einbezogen sind;


 13. anderen voll eingezahlten Aktien, Geschäftsanteilen an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Kommanditanteilen und Beteiligungen als stiller Gesellschafter im Sinne des Handelsgesetzbuches, wenn das Unternehmen

a. seinen Sitz in einem Staat des EWR hat,

b. dem Versicherungsunternehmen den letzten Jahresabschluss zur Verfügung stellt, der in der entsprechenden Anwendung der für Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften aufgestellt und geprüft ist und

c. sich verpflichtet, auch künftig zu jedem Bilanzstichtag einen derartigen Jahresabschluss vorzulegen.

Die Bestimmungen dieser Nummer gelten nicht für Anlagen bei Konzernunternehmen des Versicherungsunternehmens im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes mit Ausnahme von Unternehmen, deren alleiniger Zweck das Halten von Anteilen an konzernfremden Unternehmen oder von Grundstücken ist. Sie gelten ferner nicht für Unternehmen, auf die das Versicherungsunternehmen seinen Geschäftsbetrieb ganz oder teilweise im Wege der Funktionsausgliederung (§ 5 Abs. 3 Nr. 4 des Versicherungsaufsichtsgesetzes) übertragen hat oder die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Betrieb von Versicherungsgeschäften stehende Tätigkeiten für das Versicherungsunternehmen ausführen;“

§ 2 Quantitative Beschränkungen (Mischung)

(1)...

(2)...

„(3) Der Anteil der direkt und indirekt gehaltenen Anlagen nach § 1 Abs. 1 Nr. 9, 10, 12 und 13 darf zusammen mit Anlagen, die der Quote des Absatzes 2 Buchstabe g unterliegen, insgesamt jeweils 35 vom Hundert des Sicherungsvermögens und des sonstigen gebundenen Vermögens nicht übersteigen.“
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